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Beitrag aus CGF 1/2008

Ein Blick auf IFRS: Segmentbericht-
erstattung nach IFRS 8 Geschäftssegmente

Die Segmentberichterstattung ist neben den traditionel-
len Jahresabschlussbestandteilen Pfl ichtbestandteil des 
IFRS-Konzernabschlusses kapitalmarktorientierter Un-
ternehmen. Darin hat ein Unternehmen Informationen 
offen-zulegen, die es den Abschlussadressaten ermög-
lichen, die Wesensart und fi nanziellen Auswirkungen 
seiner Geschäftstätigkeiten sowie sein wirtschaftliches 
Umfeld bewerten zu können. Ziel ist die Darstellung ent-
scheidungsrelevanter Segmentinformationen durch Dis-
aggregation der im Konzernabschluss in konsolidierter 
Form enthaltenen Angaben.

Mit dem Ende 2006 vom IASB veröffentlichten IFRS 8 
Geschäftssegmente wurden die Vorschriften zur Seg-
mentberichterstattung neu geregelt. Diese ersetzen die 
bisherigen Vorschriften in IAS 14 Segmentberichterstat-
tung. IFRS 8 ist bereits geltendes EU-Recht und erstmals 
verpfl ichtend für Geschäftsjahre anzuwenden, die am 
oder nach dem 01. Januar 2009 beginnen. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig.

Die Berichterstattung verlangt eine Segmentierung in 
operative Teilbereiche gemäß der internen Organisa-
tions- und Berichtsstruktur. Damit wird der etwa nach 
US-GAAP bereits seit mehreren Jahren praktizierte Ma-
nagement Approach in die IFRS-Rechnungslegung über-
nommen, wonach die für interne Führungs- und Steu-
erungsprozesse identifi zierten und aufbereiteten Daten 
über unternehmensspezifi sche Chancen- und Risikopo-
tenziale für Zwecke der externen Rechnungslegung her-
angezogen werden.

Ein Geschäftssegment wird verstanden als ein Teilbereich 
eines Unternehmens, aus dem Erträge und Aufwendun-
gen generiert werden, dessen operatives Ergebnis regel-
mäßig strategisch überwacht wird (i.d.R. vom Vorstand) 
und für das einschlägige Finanzinformationen vorliegen. 
Es ist gesondert berichtspfl ichtig, wenn mindestens einer 
von drei quantitativen Schwellenwerten erfüllt ist. Hier-
bei handelt es sich jeweils um eine 10%-Hürde bezüg-
lich Erlös, Ergebnis oder Vermögen. Darüber hinaus kann 
sich eine Berichtspfl icht ergeben, wenn die Geschäfts-
führung Informationen über weitere Geschäftssegmente 
für den Abschlussadressaten als nützlich ansieht oder 
wenn ansonsten nicht mindestens 75% der Unterneh-
menserträge in die berichtspfl ichtigen Segmente mit 
einbezogen sind. Über die nicht berichtspfl ichtigen Ge-
schäftssegmente ist zudem zusammengefasst zu berich-
ten.

In IFRS 8 wird zwischen segmentbezogenen Angaben 
und Angaben auf Unternehmensebene unterschieden. 
Die segmentbezogenen Angaben erstrecken sich auf

• allgemeine Informationen, 
• Informationen zur Ertrags- und (Netto-)Vermögens-

lage sowie 
• Überleitungsrechnungen.

Die allgemeinen Informationen umfassen Erläuterungen 
zur Segmentabgrenzung, zur internen Organisations-
struktur sowie zu den Produkten und Dienstleistungen, 
mit denen die Segmenterlöse erwirtschaftet werden. In-
formationen zur Ertrags- und (Netto-)Vermögenslage 
umfassen Angaben zum Segmentgewinn bzw. -verlust, 
zum Segmentvermögen und ggf. den Segmentschulden. 
Darüber hinaus sind weitere Angaben verpfl ichtend, 
wenn diese Bestandteile der im Unternehmen gewähl-
ten Erfolgsgröße sind oder regelmäßig an die Unterneh-
mensleitung berichtet werden. Die Überleitungsrech-
nungen beziehen sich auf die Segmentdaten und die 
entsprechenden Daten des Abschlusses, z.B. Segmen-
tumsätze, -ergebnis, -vermögen und -schulden. Soweit 
nicht schon erläutert, sind auf Unternehmensebene Er-
tragsinformationen über Produkte und Dienstleistun-
gen, Ertrags- und Vermögensinformationen über geo-
grafi sche Bereiche sowie Informationen über wichtige 
Kunden anzugeben.

Die Berichterstattung auf Basis des Management Ap-
proach soll nicht nur dazu beitragen, die Geschäftstä-
tigkeit des Unternehmens aus Sicht des Managements 
beurteilen zu können, sondern auch eine konsistente 
Unternehmensberichterstattung ermöglichen. Insoweit 
ist darauf zu achten, dass es keine „Brüche“ zwischen in-
ternen Vorstands- und Aufsichtsratsinformationen, der 
Segmentberichterstattung, dem Lagebericht, weiteren 
Angaben im Geschäftsbericht und Pressemitteilungen 
gibt.

Prof. Dr. Andreas Barckow
Tel: +49 (0)69 75695 6520
abarckow@deloitte.de
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Beitrag aus CGF 1/2009

Ein Blick auf IFRS: Der Goodwill 
Impairment Test

Im Zuge der Aufstellung des IFRS-Abschlusses 2008 kann 
die Übernahme- und Kauffreudigkeit der vergangenen 
Jahre den Unternehmen in schmerzhafte Erinnerung ge-
rufen werden, versprach man sich doch von den gerne 
gezahlten Höchstpreisen enorme Wachstumsschübe und 
Synergieeffekte. Nicht zuletzt die gegenwärtige Finanz-
krise wird diesen Optimismus wegen drohender massi-
ver Abschreibungen auf den Goodwill dämpfen.

Ein Goodwill entsteht, wenn bei der Übernahme eines 
Unternehmens der Kaufpreis über dem Wert des Netto-
reinvermögens liegt, das bei einem Kauf neu bewertet 
wird. Darin spiegeln sich die Gewinnaussichten wider, 
die aufgrund besonderer dem Unternehmen eigener 
Vorteile, z.B. Ruf, Kundenkreis, Organisation usw., er-
wartet werden. In den Bilanzen deutscher Konzerne ver-
bergen sich hunderte Milliarden Euro davon.

Im Gegensatz zum Handelsrecht darf ein Goodwill 
gemäß IFRS nicht planmäßig abgeschrieben werden. Die 
Grundlage der Bewertung bildet IAS 36 Wertminderung 
von Vermögenswerten. Danach ändert sich der Bilanz-
wert eines Goodwills nur dann, wenn nach dem turnus-
mäßig in jährlichem Abstand durchgeführten Impair-
ment Test eine Wertminderung angezeigt wird. Für den 
Impairment Test ist auf die Zahlungsmittel generieren-
den Einheiten (ZGE) – maximal die operativen Segmente 
gemäß IFRS 8 –, denen ein Goodwill zugeteilt wurde, 
abzustellen.

Eine Wertminderung liegt vor, wenn der Buchwert einer 
ZGE einschließlich des ihr zugerechneten Anteils am 
Goodwill deren erzielbaren Betrag übersteigt. Der erziel-
bare Betrag bestimmt sich aus dem höheren der beiden 
Beträge aus beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräu-
ßerungskosten und Nutzungswert. Die Bestimmung des 
Nutzungswerts basiert wiederum auf künftigen, diskon-
tierten Cashfl ows.

Die Schätzung der Cashfl ows nimmt hierbei eine Schlüs-
selrolle ein; sie gilt als zentraler Werttreiber für die Be-
stimmung des Abschreibungsbetrags. Die Grundlage für 
die Schätzung bildet der aktuelle Finanzplan des Unter-
nehmens; dieser hat die erwarteten Entwicklungen in-
folge der gegenwärtig schwierigen wirtschaftlichen Lage 

widerzuspiegeln. Insoweit ist ein Finanzplan heranzu-
ziehen, der entsprechend aktualisiert und von der Un-
ternehmensführung bzw. dem Aufsichtsrat genehmigt 
wurde. Ein Rückgriff auf frühere Schätzungen dürfte 
angesichts der gegenwärtigen Marktlage nicht vertret-
bar sein. Hinsichtlich der vom Management getroffenen 
Annahmen ist darauf zu achten, dass sie mit den Beob-
achtungen des Marktes – etwa Konjunkturprognosen, 
Vorhersagen von Wirtschaftsberichterstattern, Analys-
ten oder sonstige Experten – konsistent sind. Die Finanz-
pläne sollten etwa drei bis fünf Jahren umfassen; Pro-
gnosen für Zeiträume danach wären entsprechend zu 
extrapolieren. Der Prognosezeitraum für die Ermittlung 
der Cashfl ows richtet sich nach der wirtschaftlichen Nut-
zungsdauer des einzelnen Vermögenswerts; bei ZGE mit 
zugeordnetem Goodwill wird diese regelmäßig als unbe-
stimmt angenommen. Zur Diskontierung ist ein markt-
bezogener Kapitalisierungszinssatz bereinigt um Steuer-
effekte heranzuziehen.

Es wird erwartet, dass die prognostizierten Zahlungs-
ströme infolge erheblich schlechterer Zukunftsaussichten 
deutlich nach unten korrigiert werden. Einige Konzerne 
haben bereits umfangreiche Wertberichtigungen ange-
kündigt. Hohe Goodwillabschreibungen dürften insbe-
sondere bei solchen Unternehmen für Zündstoff sorgen, 
bei denen die Ertragskraft der Akquisitionen bzw. der 
ZGE sich nicht wie im damaligen Akquisitionszeitpunkt 
erwartet entwickelt. Insoweit werden sich Bilanzerstel-
ler, Aufsichtsräte und Wirtschaftsprüfer auf eine lebhafte 
Diskussion um die Werthaltigkeit des Goodwills einstel-
len müssen.

Zur Vermeidung unangenehmer Kapitalmarktüberra-
schungen ist es in der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Lage für die externen Bilanzadressaten von besonderer 
Bedeutung, dass die von IAS 36 geforderten Angaben 
zum Goodwill Impairment Test (wesentliche Annahmen 
der Cashfl ow-Planungen, verwendeter Zinssatz sowie 
Sensitivitätsanalysen entsprechend IAS 36.134(f)) im 
IFRS-Anhang dargestellt werden. Für die Überwachungs-
tätigkeit von Aufsichtsrat und Prüfungsausschuss kann 
es hilfreich sein, wenn den Gremien diese Angaben er-
läutert werden.

Dr. Heike Winter
Tel: +49 (0)69 75695 6470
hwinter@deloitte.de
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Beitrag aus CGF 2/2009

Ein Blick auf IFRS: Zeit für die Zwischen-
berichterstattung

Es ist fast wie beim Fußball; nach dem Bericht ist vor 
dem Bericht. Die Geschäftsberichte sind gerade druck-
frisch ausgeliefert, und schon steht für zahlreiche Un-
ternehmen die Zwischenberichterstattung in Form eines 
Halbjahresfi nanzberichts an. Hierzu verpfl ichtet sind 
sog. Inlandsemittenten (Aktien- und Schuldtitelemitten-
ten) nach den Vorgaben des Wertpapierhandelsgesetzes 
(WpHG). Handelt es sich um konzernrechnungslegungs-
pfl ichtige Inlands emittenten, ist der Halbjahresbericht 
auf Konzernebene und nach IFRS zu erstellen. In dem 
Fall ist IAS 34 Zwischenberichterstattung heranzuziehen. 
Dieser Standard regelt den Mindestinhalt sowie die re-
levanten Ansatz- und Bewertungsgrundsätze. Ziel ist es, 
den Abschluss adressaten regelmäßige, zeitnahe und zu-
verlässige Informationen zur Verfügung zu stellen, damit 
sie leichter die VFE-Lage eines Unternehmens beurteilen 
können.

Bei einem Zwischenbericht handelt es sich um einen Fi-
nanzbericht, der einen vollständigen oder verkürzten 
Abschluss für eine Zwischenberichtsperiode enthält. Die 
„Verkürzung“ ist lediglich so zu verstehen, dass mindes-
tens jede der Überschriften und Zwischensummen auf-
zunehmen ist, die im letzten Abschluss eines Geschäfts-
jahres enthalten waren; der Bericht umfasst ansonsten 
aber alle Abschlussbestandteile einschließlich erläutern-
der Angaben und Segmentinformationen.

Hinsichtlich der Abschlussbestandteile sind aufgrund 
der Änderung des IAS 1 Darstellung des Abschlusses 
ab 2009 diverse Neuerungen zu beachten. Neben der 
Änderung der englischen Originalbezeichnungen (z.B. 
Umbe nennung von Balance Sheet in Statement of Fi-
nancial Position), welche sich in der deutschen Überset-
zung nicht niedergeschlagen haben, gibt es Änderungen 
bzgl. der Darstellung der Bilanz sowie der Gewinn- und 
Verlustrechnung (GuV). Letztere wird fortan Bestandteil 
einer Gesamtergebnisrechnung werden, in der neben 
den erfolgswirksam erfassten auch die erfolgsneutral er-
fassten Ergebnisbestandteile (sog. Other Comprehen-
sive Income, z.B. infolge der Neubewertung bestimmter 
Wertpapiere) darzustellen sind.

Im Vergleich zur Jahresberichterstattung bestehen bei 
der Zwischenberichterstattung keine wesentlichen Be-
sonderheiten; es sind grds. dieselben Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden wie im Abschluss des letzten Ge-
schäftsjahres anzuwenden. Ein Zwischenbericht ist aller-

dings nicht so zu verstehen, dass er lediglich als Instru-
ment dient, zwei aufeinanderfolgende Jahresabschlüsse 
miteinander zu verbinden; vielmehr ist eine Zwischenpe-
riode als eigenständig und unabhängig von anderen zu 
betrachten. Somit soll das Ergebnis bzw. der Geschäfts-
verlauf der vergangenen (Zwischen-)Periode zutreffend 
abgebildet werden. Die Vorgabe in IAS 34, dass die Häu-
fi gkeit der Berichterstattung die Höhe des Jahresergeb-
nisses nicht beeinfl ussen darf, ist also dahingehend zu 
verstehen, dass die Ansatz- und Bewertungsnormen im 
Zwischenabschluss nicht anders als im Jahresabschluss 
auszulegen sind. Hierbei kann es zu Interpretationspro-
blemen kommen, wenn es sich bspw. um Unternehmen 
mit einmalig, saisonal, konjunkturell oder unregelmä-
ßig erzielten Erträgen und Aufwendungen handelt. Ein 
Ausgleich bzw. eine Glättung des (Zwischen-)Ergebnis-
ses darf insoweit nicht vorgenommen werden; es bietet 
sich ggf. an, ergänzende Informationen bereit zu stel-
len. Auch sind bspw. im Zwischenabschluss erforderliche 
Wertminderungen auf den Geschäfts- oder Firmenwert 
aufgrund des expliziten Wertaufholungsverbots an nach-
folgenden Stichtagen nicht rückgängig zu machen. Hin-
gegen sind allerdings außerplanmäßige Abschreibungen 
auf Vorräte oder bestimmte andere Wertminderungen, 
die in einer vorherigen Zwischenperiode ergebniswirk-
sam erfasst wurden und deren Grund an nachfolgenden 
Stichtagen wieder entfallen ist, gemäß den entsprechen-
den Vorschriften rückgängig zu machen. Im Einzelfall 
sind allerdings Vereinfachungen angebracht, so etwa für 
Pensionsrückstellungen. Schließlich hat ein Zwischenbe-
richt auch Vergleichszahlen zu enthalten; dies bedeutet 
z.B. für die Gesamtergebnisrechnung die Daten der glei-
chen Periode des Vorjahres, bei der Bilanz dagegen die 
vor dem Zwischenberichtstag liegenden Daten des Jah-
resabschlusses.

Aufgrund von nationalen Vorschriften ist der Halbjahres-
fi nanzbericht um einen (verkürzten) Lagebericht sowie 
den sog. Bilanzeid zu ergänzen. Er unterliegt der Über-
wachung durch die Deutsche Prüfstelle für Rechnungs-
legung (DPR) und soll gemäß Deutschem Corporate 
Governance Kodex vor Veröffentlichung zwischen dem 
Aufsichtsrat bzw. Prüfungsausschuss und dem Vorstand 
erörtert werden.

Es bleibt festzuhalten: Ein Zwischenbericht ist weitaus 
mehr als nur ein Bericht zwischendurch.

Dr. Heike Winter
Tel: +49 (0)69 75695 6470
hwinter@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Ertragsteuern im Fokus

Ertragsteuern gelten selten als Lieblingsthema der Un-
ternehmen. In den Augen der Deutschen Prüfstelle für 
Rechnungslegung DPR e.V. (DPR) müssen sie gar als Sor-
genkind angesehen werden; gab es doch hier im letzten 
Jahr mit die häufi gsten Fehlerfeststellungen.

Für einen IFRS-Konzernabschluss ist IAS 12 die Kernvor-
schrift für die Bilanzierung von Ertragsteuern. Darin sind 
nicht nur die vergleichsweise einfach zu bilanzierenden 
tatsächlichen Ertragsteuern geregelt, sondern auch die 
latenten Steuern. Die tatsächlichen Ertragsteuern sind 
der Betrag der geschuldeten (oder erstattungsfähigen) 
Ertragsteuern, der nach der steuerlichen Gewinnermitt-
lung aus dem zu versteuernden Einkommen (oder steu-
erlichen Verlust) der Periode resultiert. Latente Steuern 
stellen den Zusammenhang zwischen den tatsächlichen 
laufenden Ertragsteuerschulden/-forderungen aufgrund 
der steuerlichen Gewinnermittlung und den erwarteten 
künftigen Steuerschulden und -ansprüchen aufgrund 
des IFRS-Abschlusses her und werden aus den Differen-
zen zwischen den IFRS-Bilanz- und den Steuerbilanz-
werten ermittelt (Temporary Concept), wenn die Rea-
lisierung (Erfüllung) von Vermögenswerten (Schulden) 
die Höhe künftiger Steuerzahlungen beeinfl usst. Typi-
sche Ursachen von latenten Steuern sind unterschiedli-
che Nutzungsdauern von Vermögenswerten und Rück-
stellungen. Aktive latente Steuern stehen für zukünftig 
erwartete Steuerminderungen aus bestehenden Un-
terschieden zwischen IFRS-Abschluss und Steuerbilanz 
sowie für künftige Steuerersparnisse aus bestehenden 
steuerlichen Verlustvorträgen und Steuergutschriften. 
Passive latente Steuern stehen für künftig zu erwartende 
Steuermehrbelastungen, d.h., sie sind wie Vorsorgen für 
künftigen laufenden Steueraufwand anzusehen. Latente 
Steuern werden nicht abgezinst und sind anhand der 
Steuersätze zu bewerten, deren Gültigkeit zum Zeitpunkt 
der Realisierung (Erfüllung) des latenten Steueranspruchs 
(der latenten Steuerschuld) erwartet wird.

Auf der Hand liegt, dass aktive latente Steuern als zu-
künftig erwartete Steuerminderungen nur dann einen 
bilanziellen Wert besitzen, wenn in der Zukunft positive 
steuerliche Ergebnisse erwartet werden, die eine Ver-
rechnung der aktivierten latenten Steuern mit künftigem 
steuerpfl ichtigem Einkommen wahrscheinlich erscheinen 
lassen. Beurteilungskriterien hierfür sind eine aussage-

kräftige und gut dokumentierte Steuerplanung, die His-
torie der bisherigen steuerlichen Ergebnisse, der kom-
mende Verfall von Verlustvorträgen sowie verfügbare 
Strategien zur Steuergestaltung. Das Vorhandensein 
noch nicht genutzter steuerlicher Verluste kann ein Hin-
weis darauf sein, dass ein künftiges zu versteuerndes Er-
gebnis wahrscheinlich nicht zur Verfügung stehen wird. 
Ist dies der Fall, darf kein latenter Steueranspruch ange-
setzt werden.

Für die Überwachungsaufgabe des Aufsichtsrates ist es 
von besonderem Interesse, in welchen Ländern und in 
welchem Umfang tatsächliche Steuern gezahlt werden. 
Wissenswert ist auch, ob es bedeutende aktivierte la-
tente Steueransprüche gibt sowie aus welchen Sach-
verhalten (Bilanzunterschiede oder steuerliche Verlust-
vorträge) und aus welchen Ländern diese resultieren. 
Dabei ist zu fragen, ob eine Steuerplanung zur Beurtei-
lung der Werthaltigkeit der aktivierten latenten Steuern 
vorliegt und ob diese im Einklang mit der übergeordne-
ten Unternehmensplanung steht. Für die Beurteilung der 
Werthaltigkeit ist eine interessante Beurteilungsgröße 
die Anzahl der Jahre, nach denen entsprechend der ak-
tuellen Steuerplanung die steuerlichen Verlustvorträge 
verbraucht sein sollen. Abschließend gilt es zu beurtei-
len, ob die Entscheidungen zur Aktivierung steuerlicher 
Verlustvorträge bzw. der Wertberichtigung auf latente 
Steueransprüche mit der Unternehmensplanung sowie 
den Aussagen im Lagebericht konsistent sind.

Für die HGB-Bilanzierung gewährt das kürzlich ver-
abschiedete Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) 
künftig ein Aktivierungswahlrecht für aktive latente Steu-
ern. Die Effekte von steuerlichen Verlustvorträgen sind 
dabei mit einem Planungshorizont von fünf Jahren einzu-
beziehen. Passive latente Steuern sind auch nach HGB zu 
passivieren.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
Bilanzierung von Ertragsteuern ein anspruchsvolles Rech-
nungslegungsthema ist. In der aktuellen Krise gehen 
tendenziell die steuerlichen Ergebnisse zurück und die 
Zukunftsaussichten werden eher pessimistisch beurteilt. 
Vor diesem Hintergrund ist durch den Aufsichtsrat die 
Werthaltigkeit von aktivierten latenten Steuern kritisch 
zu hinterfragen.

Dr. Heike Winter
Tel: +49 (0)69 75695 6470
hwinter@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Der überarbeitete IFRS 3: 
Goodwill ist nicht mehr gleich Goodwill!

Der Erwerb eines anderen Unternehmens stellt für ein 
Unternehmen regelmäßig ein bedeutendes und nicht all-
tägliches Ereignis dar, das es im Konzernabschluss stan-
dardkonform abzubilden gilt. Auch bei der Deutschen 
Prüfstelle für Rechnungslegung DPR e.V. stehen Unter-
nehmenserwerbe jedes Jahr im Fokus der Durchsicht der 
Abschlüsse.

Im Rahmen der IFRS regelt IFRS 3 die Bilanzierung von 
Unternehmenszusammenschlüssen in Konzernabschlüs-
sen. IFRS 3 hat für Geschäftsjahre, die am oder nach 
dem 1. Juli 2009 beginnen, eine grundlegende Über-
arbeitung erfahren. Nach der Einführung des Impair-
ment-only Approach im Jahre 2004 kommt es damit 
zu einer weiteren einschneidenden Änderung im Be-
reich der Goodwill-Bilanzierung. Diesmal ist jedoch nicht 
die Folgebilanzierung, sondern die Erstbilanzierung des 
Goodwills betroffen. Der Goodwill ist im Rahmen der 
Kaufpreisallokation als Differenz zwischen (a) der Summe 
aus dem beizulegenden Zeitwert der geleisteten Kauf-
preiszahlung, dem Wert der Minderheitenanteile sowie 
dem beizulegenden Zeitwert bisher gehaltener Anteile 
und (b) dem beizulegenden Zeitwert der identifizierba-
ren erworbenen Vermögenswerte und übernommenen 
Schulden zu ermitteln. Neu ist hierbei, dass für die Be-
stimmung des Wertes der Minderheitenanteile unter (a) 
ein Wahlrecht zwischen der Neubewertungsmethode 
(auch Partial-Goodwill-Methode genannt) und der Full 
Goodwill-Methode eingeführt wurde. Die Neubewer-
tungsmethode ist die bislang anzuwendende Methode, 
bei der die Minderheitenanteile als Anteil am identifizierba-
ren Nettovermögen (ohne Goodwill) bewertet werden. 
Bei der Full-Goodwill-Methode dagegen werden die 
Minderheitenanteile mit ihrem beizulegenden Zeitwert, 
d.h. inklusive Goodwill, bewertet. Der Unterschied be-
steht darin, dass bei der Neubewertungsmethode le-
diglich der auf den Erwerber entfallende Goodwill aus 
dem Unternehmenserwerb angesetzt wird (daher auch 
die Bezeichnung Partial-Goodwill-Methode), bei der Full-
Goodwill-Methode sowohl der auf den Erwerber als 
auch der auf die Minderheiten entfallende Goodwill zum 
Ansatz kommt.

Zu beachten ist, dass dieses Wahlrecht für jeden ein-
zelnen Unternehmenszusammenschluss neu ausge-
übt werden kann. Insofern kann das Wahlrecht mit der 
zudem möglichen wechselnden Ausübung bedeuten-
den Einfluss auf das Bilanzbild des Unternehmens haben. 
Stellt bei der Neubewertungsmethode bereits die Kauf-
preisallokation auf die identifizierbaren erworbenen Ver-
mögenswerte und übernommenen Schulden vielfach 
eine Herausforderung dar, kommt bei der Full-Goodwill-

Methode noch die Problematik der Bestimmung des bei-
zulegenden Zeitwertes der Minderheitenanteile hinzu. 
Dieser kann in manchen Fällen auf der Basis von Preisen 
auf einem aktiven Markt bestimmt werden. In anderen 
Fällen sind Bewertungsmethoden heranzuziehen. Insge-
samt führt die Full-Goodwill-Methode somit zu einem 
höheren Eigenkapitalausweis als die Neubewertungsme-
thode. Im Falle einer in Folgejahren notwendigen Wert-
minderung des Goodwills fällt diese dann jedoch bei 
der Full-Goodwill-Methode auch entsprechend betrags-
mäßig höher aus bzw. entsteht überhaupt nur nach An-
wendung dieser Methode. Die jeweilige Ausübung des 
Methodenwahlrechtes ist aus dem Goodwill selbst nicht 
ersichtlich, da sowohl der auf den Erwerber als auch der 
auf die Minderheiten entfallende Goodwill in der Bilanz 
zusammen ausgewiesen werden.

Eine weitere bedeutende Änderung des IFRS 3 betrifft 
die bilanzielle Behandlung von Anschaffungsnebenkos-
ten im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses. 
Diese können enorme Ausmaße annehmen, als hierun-
ter beispielsweise Kosten für eine Due Diligence, Auf-
wendungen für Leistungen durch Rechtsanwälte, Steu-
erberater und Wirtschaftsprüfer sowie Gutachter und 
Unternehmensberater fallen. Konnten bislang direkt zu-
rechenbare Anschaffungsnebenkosten aktiviert werden, 
sind sie nunmehr unabhängig von einer Möglichkeit der 
direkten oder indirekten Zurechnung zum Unterneh-
menszusammenschluss als Aufwand zu erfassen. Hier-
durch entfällt zwar das Problemfeld der Abgrenzung von 
direkten und indirekten Anschaffungsnebenkosten. Dies 
wird jedoch mit einer höheren Ergebnisbelastung er-
kauft, als nunmehr neben den bereits bislang aufwands-
wirksam zu erfassenden indirekten auch die direkten 
Anschaffungsnebenkosten ergebnismindernd zu Buche 
schlagen. Eine Ausnahme hiervon stellen lediglich Auf-
wendungen im Zusammenhang mit der Ausgabe von 
Eigen- oder Fremdkapital dar, für die kein generelles Ak-
tivierungsverbot besteht. Somit gilt für Unternehmenszu-
sammenschlüsse nicht mehr der Grundsatz der Erfolgs-
neutralität von Anschaffungsvorgängen. Für die Zukunft 
bleibt abzuwarten, ob diese Ergebnisbelastungen Un-
ternehmen von sich lohnenden Akquisitionen abhalten 
werden. Im Übrigen ist der Einfluss auf Debt Covenants 
zu beobachten.

Fazit: Zur Beurteilung des Abschlusses eines Unterneh-
mens sind bei Vorliegen von Unternehmenszusammen-
schlüssen die Wahlrechtsausübung beim Goodwill sowie 
der Einfluss von Anschaffungsnebenkosten zu beachten.

Goodwill ist nicht mehr gleich Goodwill!

Dr. Hendrik Nardmann
Tel: +49 (0)511 3023 332
hnardmann@deloitte.de

Dr. Sylvia Heller
Tel: +49 (0)211 8772 4133
sheller@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Der überarbeitete IAS 27:  
Neuerungen bei der Behandlung von Minder-
heitsgesellschaftern

Unternehmenszusammenschlüsse finden in der Bericht-
erstattung oftmals große Beachtung. Dagegen treten 
die viel häufiger vorkommenden Auf- oder Abstockun-
gen von Anteilen an Tochterunternehmen im Konzern 
meist in den Hintergrund. Dies gilt nicht allein für die Pres-
seberichterstattung. Vielfach sind auch die Regelungen, 
nach denen diese Geschäftsvorfälle in der IFRS-Rech-
nungslegung abzubilden sind, nicht unmittelbar präsent. 

Jüngst kam es zu Änderungen in diesem Bereich: Das IASB 
hat zeitgleich mit wesentlichen Änderungen am IFRS 3 
(siehe Corporate-Governance-Forum 4/2009) auch Neu-
regelungen im IAS 27 geschaffen.

Häufig liegt die Situation vor, dass ein Mutterunterneh-
men bereits Kontrolle über ein anderes Unternehmen 
ausübt – und dieses Unternehmen als Tochterunterneh-
men in den Konzernabschluss einbezieht –, nicht aber 
100% der Anteile hält. IAS 27 beinhaltete bislang keine 
Regelungen für Fälle, bei denen ein Mutterunternehmen 
seine Anteile an einem Tochterunternehmen aufstockt. 
Dies führte in der Praxis zu unterschiedlichen Bilanzierungs-
weisen dieser Sachverhalte; die Vergleichbarkeit von 
Konzernabschlüssen wurde entsprechend beeinträchtigt. 
Für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Juli 2009 
beginnen, sind nunmehr einheitliche Regelungen für 
derartige Sachverhalte vorgeschrieben.

Aus IFRS-Sicht handelt es sich auch bei den an Konzern-
gesellschaften beteiligten Minderheitsgesellschaftern 
(nach der neuen Nomenklatur werden diese Anteile als 
„nicht-kontrollierende Anteile“ bezeichnet und umfassen 
z.B. auch den Eigenkapitalanteil von Wandelschuldver-
schreibungen) um gleichrangige Eigenkapitalgeber des 
Konzerns (Einheitstheorie). Konsequenterweise werden 
daher sowohl das auf die Gesellschafter des Mutterun-
ternehmens als auch das auf die Minderheitsgesellschaf-
ter entfallende Kapital als Eigenkapital in der Konzern-
bilanz ausgewiesen. Dieser Denkweise folgend wird 
die Aufstockung von Anteilen an Tochterunternehmen 
durch das Mutterunternehmen als Transaktion zwischen 
Eigenkapitalgebern behandelt. Entsprechend kommt es 
lediglich zu einer erfolgsneutralen Umbuchung zwischen 
den separat im Eigenkapital ausgewiesenen Eigenkapi-
talanteilen der Gesellschafter des Mutterunternehmens 
sowie der Minderheitsgesellschafter, die die Verschiebung 
in der Anteilsquote widerspiegelt. Auswirkungen auf das 

Konzernergebnis ergeben sich somit nicht. Ebenso ver-
ändert sich ein gegebenenfalls bereits bilanzierter Good-
will aus dem Tochterunternehmen aufgrund der Aufsto-
ckung nicht.

Neben Aufstockungen der Anteile an Tochterunterneh-
men kann ein Mutterunternehmen sich auch zur Veräu-
ßerung von Anteilen entschließen. IAS 27 sah bislang 
nur rudimentäre Regelungen hierzu vor. Die neuen Vor-
schriften unterscheiden dagegen danach, ob das Mut-
terunternehmen nach der Abstockung die Kontrolle 
über das Tochterunternehmen behält oder dadurch ver-
liert. Der erste Fall wird wie die oben beschriebene Auf-
stockung als Transaktion zwischen Eigenkapitalgebern 
behandelt. Der zweite Fall führt zu dem Ergebnis, dass 
aufgrund des Verlusts der Kontrolle über das Tochter-
unternehmen dieses aus dem Konzernkreis ausschei-
det und entkonsolidiert werden muss. Ergibt sich aus 
dieser Entkonsolidierung ein Gewinn oder Verlust, ist er 
im Konzernergebnis, das auf die Gesellschafter des Mut-
terunternehmens entfällt, zu erfassen. Hat das Mutter-
unternehmen nicht sämtliche Anteile an dem Tochter-
unternehmen veräußert, sondern noch Anteile an dem 
Unternehmen behalten, die es zu einem Gemeinschafts-
unternehmen, assoziierten Unternehmen oder lediglich 
einer Beteiligung werden lassen, so sind diese Anteile 
nunmehr mit ihrem beizulegenden Zeitwert im Zeitpunkt 
des Verlusts der Kontrolle anzusetzen.

Eine weitere Änderung im IAS 27 betrifft die Vertei-
lung von Verlusten des Konzerns auf die Gesellschafter 
des Mutterunternehmens und auf die Minderheitsgesell-
schafter. Sofern Verluste das ausgewiesene Eigenkapi-
tal der Minderheitsgesellschafter überstiegen, wurde 
bislang der übersteigende Verlust vom Eigenkapital der 
Gesellschafter des Mutterunternehmens abgezogen: Das 
Eigen kapital der Minderheitsgesellschafter konnte nicht 
negativ werden. Es kam somit zu einer Ungleichbehand-
lung im Ausweis des Eigenkapitals der Gesellschafter des 
Mutterunternehmens und der Minderheitsgesellschafter. 
Da dieses Vorgehen der Einheitstheorie zuwiderlief, sieht 
die neue Fassung des IAS 27 vor, dass die anteiligen 
Verluste der Minderheitsgesellschafter in vollem Umfang 
gegen ihren Eigenkapitalanteil zu verrechnen sind – folg-
lich auch das Eigenkapital der Minderheitsgesellschafter 
bei entsprechenden Verlusten negativ werden kann.

Dr. Hendrik Nardmann
Tel: +49 (0)511 3023 332
hnardmann@deloitte.de

Dr. Sylvia Heller
Tel: +49 (0)211 8772 4133
sheller@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Abseits adé – 
Neuerungen bei Miete, Pacht 
und Leasing

Pünktlich zur Sommerpause hat der IASB den Standard-
entwurf zur zukünftigen Bilanzierung von Leasingver-
hältnissen angekündigt. Die Neuerungen werden eine 
Vielzahl von Unternehmen nahezu aller Branchen betref-
fen – sei es nur aufgrund eines langfristigen Miet- oder 
Pachtvertrags über Gebäude und Grundstücke.

Dabei verabschiedet man sich vom gegenwärtigen Vor-
gehen, wonach die Leasingbilanzierung an die Vermö-
genszuordnung des Leasingobjekts entsprechend der 
Klassifizierung in Finanzierungs- oder Mietleasing an-
knüpft. Danach kommt es nur beim Finanzierungsleasing 
zu einem Bilanzausweis beim Leasingnehmer; sämtliche 
Mietleasingverhältnisse und damit wesentliche Teile des 
weltweiten Leasinggeschäfts finden keinen bilanziellen 
Niederschlag (sog. Off-Balance-Sheet-Gestaltungen).

Nach den Vorschlägen soll zukünftig auf die aus einem 
Leasingverhältnis resultierenden Rechte sowie Verpflich-
tungen abgestellt und deren Bilanzierung als Vermö-
genswerte und Schulden vorgenommen werden. Dieses 
Vorgehen wird als Right-of-Use-Ansatz bezeichnet.

Was konkret hat der Leasingnehmer zu bilanzieren? Zum 
einen aktiviert er das Recht auf Nutzung des Leasingob-
jekts über die Vertragslaufzeit als Vermögenswert, zum 
anderen passiviert er die damit korrespondierenden zu-
künftigen Zahlungsverpflichtungen als Verbindlichkeit. 
Das führt dazu, dass sämtliche Leasingverhältnisse bi-
lanzwirksam werden. Off-Balance- Sheet-Gestaltungen 
sind dagegen unzulässig.

Für die Bewertung ist Folgendes vorgesehen: Der Erstan-
satz des Nutzungsrechts sowie der Verpflichtung zur 
Ratenzahlung erfolgt jeweils mit dem Barwert der Lea - 
s ingzahlungen. In der Folge sind fortgeführte Anschaf-
fungskosten unter Verwendung der Effektivzinsmethode 
anzusetzen. Der Ausweis des ,,Nutzungsrechts‘‘ richtet 
sich dabei nach der Art des Leasingobjekts. So erfolgt 
z.B. ein Ausweis unter den Sachanlagen, wenn es sich 
um Fahrzeuge handelt, allerdings getrennt von den ei-
genen.

Obgleich die verpflichtende Erstanwendung nicht vor 
2012 zu erwarten ist, soll dies nicht dazu verleiten, hierin 
nur Zukunftsmusik zu lauschen. Die Neuregelungen 
werden höchstwahrscheinlich rückwirkend anzuwen-
den sein, d.h. auch auf bestehende Verträge über Ge-
brauchsüberlassungen. Ein sog. Grandfathering – eine 
Art Bestandsschutz für bereits bestehende Transaktio-
nen – ist nicht zu erwarten. Insoweit muss dies auch für 
aktuelle (geplante) Transaktionen berücksichtigt werden, 

wenn die Vertragslaufzeit den voraussichtlichen Erst-
anwendungszeitpunkt der Neuregelung überschreitet. 
Treibt also die Off-Balance-Sheet-Gestaltung aus heuti-
ger Sicht maßgeblich eine Transaktion, ist Weitsicht ge-
boten und die baldige Änderung des Bilanzausweises 
ins Kalkül zu ziehen. Diese Überlegung könnte auch im 
Zusammenhang mit Sale-und-Lease-back-Transaktio-
nen, abgesehen von Fragen der Ertragsvereinnahmung, 
von Bedeutung sein. Die Neuregelung führt zu einer Bi-
lanzverlängerung und einer veränderten Aufwandsdar-
stellung in der Ergebnisrechnung. Mögliche Probleme 
resultieren hierbei aus den Auswirkungen auf Bilanzrela-
tionen, vor allem auf die Eigenkapitalquote. Unterneh-
men mit bislang stabiler Eigenkapitalquote könnten da-
durch erheblich ,,schlechter‘‘ dastehen, obgleich ihre 
wirtschaftliche Situation unverändert ist. Hierauf ist in 
der Außenwirkung zu achten und für den Fall, dass etwa 
mit Banken oder sonstigen Partnern Financial Covenants 
o.Ä. vereinbart wurden bzw. werden, frühzeitig das Ge-
spräch zu suchen.

Was erwartet den Leasinggeber? Dieser soll zukünftig 
seine Erfüllungspflichten bilanzieren (Performance-Obli-
gation-Ansatz). Die Grundidee ist, dass er dem Lea- 
s ingnehmer ein Nutzungsrecht an dem Leasingobjekt 
überlässt und als Gegenleistung das Recht auf Leasing-
zahlungen über die Vertragslaufzeit erhält. Der Leasing-
geber erfasst demnach eine Forderung und eine ent-
sprechende Verpflichtung zur Nutzungsüberlassung. Bei 
Zugang ist die Forderung mit dem Barwert der Leasing-
zahlungen zu bewerten, in der Folge zu fortgeführten 
Anschaffungskosten. Die Verpflichtung des Leasingge-
bers zur Nutzungsüberlassung ist mit dem Transaktions-
preis (Gegenleistung des Leasingnehmers) anzusetzen 
und bemisst sich nach dem Barwert der Leasingzahlun-
gen. An den folgenden Bilanzstichtagen soll sich die ab-
nehmende Leistungsverpflichtung zur Überlassung des 
Leasingobjekts im Wertansatz der Verpflichtung wider-
spiegeln.

Essenziell ist, dass die bilanzielle Erfassung des Leasing-
objekts von diesen Überlegungen losgelöst erfolgen soll. 
Solange der Leasinggeber berechtigt ist, weiter über das 
Gut zu verfügen, soll es nach den allgemeinen Vorschrif-
ten bei diesem ausgewiesen bleiben. Der (Ver-)Kauf soll 
nach allgemeinen Regeln beurteilt werden. Im Ergebnis 
erfolgt die Bilanzierung beim Leasinggeber nicht spiegel-
bildlich zu der des Leasingnehmers.

Ungeachtet weiterer Detailregelungen bleibt festzuhal-
ten: Sämtliche Leasingverhältnisse werden zukünftig in 
der Bilanz abgebildet.

Dr. Heike Winter
Tel: +49 (0)69 75695 6470
hwinter@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Abseits adé – 
Neuerungen bei Miete, Pacht 
und Leasing

Pünktlich zur Sommerpause hat der IASB den Standard-
entwurf zur zukünftigen Bilanzierung von Leasingver-
hältnissen angekündigt. Die Neuerungen werden eine 
Vielzahl von Unternehmen nahezu aller Branchen betref-
fen – sei es nur aufgrund eines langfristigen Miet- oder 
Pachtvertrags über Gebäude und Grundstücke.

Dabei verabschiedet man sich vom gegenwärtigen Vor-
gehen, wonach die Leasingbilanzierung an die Vermö-
genszuordnung des Leasingobjekts entsprechend der 
Klassifizierung in Finanzierungs- oder Mietleasing an-
knüpft. Danach kommt es nur beim Finanzierungsleasing 
zu einem Bilanzausweis beim Leasingnehmer; sämtliche 
Mietleasingverhältnisse und damit wesentliche Teile des 
weltweiten Leasinggeschäfts finden keinen bilanziellen 
Niederschlag (sog. Off-Balance-Sheet-Gestaltungen).

Nach den Vorschlägen soll zukünftig auf die aus einem 
Leasingverhältnis resultierenden Rechte sowie Verpflich-
tungen abgestellt und deren Bilanzierung als Vermö-
genswerte und Schulden vorgenommen werden. Dieses 
Vorgehen wird als Right-of-Use-Ansatz bezeichnet.

Was konkret hat der Leasingnehmer zu bilanzieren? Zum 
einen aktiviert er das Recht auf Nutzung des Leasingob-
jekts über die Vertragslaufzeit als Vermögenswert, zum 
anderen passiviert er die damit korrespondierenden zu-
künftigen Zahlungsverpflichtungen als Verbindlichkeit. 
Das führt dazu, dass sämtliche Leasingverhältnisse bi-
lanzwirksam werden. Off-Balance- Sheet-Gestaltungen 
sind dagegen unzulässig.

Für die Bewertung ist Folgendes vorgesehen: Der Erstan-
satz des Nutzungsrechts sowie der Verpflichtung zur 
Ratenzahlung erfolgt jeweils mit dem Barwert der Lea - 
s ingzahlungen. In der Folge sind fortgeführte Anschaf-
fungskosten unter Verwendung der Effektivzinsmethode 
anzusetzen. Der Ausweis des ,,Nutzungsrechts‘‘ richtet 
sich dabei nach der Art des Leasingobjekts. So erfolgt 
z.B. ein Ausweis unter den Sachanlagen, wenn es sich 
um Fahrzeuge handelt, allerdings getrennt von den ei-
genen.

Obgleich die verpflichtende Erstanwendung nicht vor 
2012 zu erwarten ist, soll dies nicht dazu verleiten, hierin 
nur Zukunftsmusik zu lauschen. Die Neuregelungen 
werden höchstwahrscheinlich rückwirkend anzuwen-
den sein, d.h. auch auf bestehende Verträge über Ge-
brauchsüberlassungen. Ein sog. Grandfathering – eine 
Art Bestandsschutz für bereits bestehende Transaktio-
nen – ist nicht zu erwarten. Insoweit muss dies auch für 
aktuelle (geplante) Transaktionen berücksichtigt werden, 

wenn die Vertragslaufzeit den voraussichtlichen Erst-
anwendungszeitpunkt der Neuregelung überschreitet. 
Treibt also die Off-Balance-Sheet-Gestaltung aus heuti-
ger Sicht maßgeblich eine Transaktion, ist Weitsicht ge-
boten und die baldige Änderung des Bilanzausweises 
ins Kalkül zu ziehen. Diese Überlegung könnte auch im 
Zusammenhang mit Sale-und-Lease-back-Transaktio-
nen, abgesehen von Fragen der Ertragsvereinnahmung, 
von Bedeutung sein. Die Neuregelung führt zu einer Bi-
lanzverlängerung und einer veränderten Aufwandsdar-
stellung in der Ergebnisrechnung. Mögliche Probleme 
resultieren hierbei aus den Auswirkungen auf Bilanzrela-
tionen, vor allem auf die Eigenkapitalquote. Unterneh-
men mit bislang stabiler Eigenkapitalquote könnten da-
durch erheblich ,,schlechter‘‘ dastehen, obgleich ihre 
wirtschaftliche Situation unverändert ist. Hierauf ist in 
der Außenwirkung zu achten und für den Fall, dass etwa 
mit Banken oder sonstigen Partnern Financial Covenants 
o.Ä. vereinbart wurden bzw. werden, frühzeitig das Ge-
spräch zu suchen.

Was erwartet den Leasinggeber? Dieser soll zukünftig 
seine Erfüllungspflichten bilanzieren (Performance-Obli-
gation-Ansatz). Die Grundidee ist, dass er dem Lea- 
s ingnehmer ein Nutzungsrecht an dem Leasingobjekt 
überlässt und als Gegenleistung das Recht auf Leasing-
zahlungen über die Vertragslaufzeit erhält. Der Leasing-
geber erfasst demnach eine Forderung und eine ent-
sprechende Verpflichtung zur Nutzungsüberlassung. Bei 
Zugang ist die Forderung mit dem Barwert der Leasing-
zahlungen zu bewerten, in der Folge zu fortgeführten 
Anschaffungskosten. Die Verpflichtung des Leasingge-
bers zur Nutzungsüberlassung ist mit dem Transaktions-
preis (Gegenleistung des Leasingnehmers) anzusetzen 
und bemisst sich nach dem Barwert der Leasingzahlun-
gen. An den folgenden Bilanzstichtagen soll sich die ab-
nehmende Leistungsverpflichtung zur Überlassung des 
Leasingobjekts im Wertansatz der Verpflichtung wider-
spiegeln.

Essenziell ist, dass die bilanzielle Erfassung des Leasing-
objekts von diesen Überlegungen losgelöst erfolgen soll. 
Solange der Leasinggeber berechtigt ist, weiter über das 
Gut zu verfügen, soll es nach den allgemeinen Vorschrif-
ten bei diesem ausgewiesen bleiben. Der (Ver-)Kauf soll 
nach allgemeinen Regeln beurteilt werden. Im Ergebnis 
erfolgt die Bilanzierung beim Leasinggeber nicht spiegel-
bildlich zu der des Leasingnehmers.

Ungeachtet weiterer Detailregelungen bleibt festzuhal-
ten: Sämtliche Leasingverhältnisse werden zukünftig in 
der Bilanz abgebildet.

Dr. Heike Winter
Tel: +49 (0)69 75695 6470
hwinter@deloitte.de
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Ein Blick auf IFRS: Neue Regeln zur 
Bilanzierung von Finanzinstrumenten nach 
IFRS 9

Die hohe Komplexität der Anforderungen an die Bilanzie-
rung von Finanzinstrumenten nach IAS 39 sowie die im 
Zusammenhang mit der Finanzmarktkrise verstärkt geäu-
ßerte Kritik an den bestehenden Vorschriften (u.a. im Hin-
blick auf Bewertungskonzeption, Erfassung von Wertmin-
derungen und Ausbuchung) hat zu einer beschleunigten 
Überarbeitung des IAS 39 durch den IASB geführt. Diese 
Überarbeitung ist in die nachfolgend dargestellten Phasen 
(ergänzt um Sonderprojekte) aufgeteilt worden.

Phase 1: Klassifizierung und Bewertung von finanziel-
len Vermögenswerten, Phase 2: Fortgeführte Anschaf-
fungskosten und Wertberichtigungen (Impairment) sowie 
Phase 3: Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen (Hedge 
Accounting). Darüber hinaus werden die Regelungen zur 
Klassifizierung und Bewertung finanzieller Verbindlich-
keiten, zur Saldierung, zur Abgrenzung von Eigen- und 
Fremdkapital sowie zur Ausbuchung überarbeitet.

Am 12. November 2009 wurde zunächst der neue Rech-
nungslegungsstandard IFRS 9 zur Klassifizierung und Be-
wertung von finanziellen Vermögenswerten (Phase 1) 
durch den IASB veröffentlicht. IFRS 9 vereinfacht die Ka-
tegorisierung von finanziellen Vermögenswerten – unter 
Beibehaltung der Vorschriften für die Folgebewertung – 
durch die Reduzierung auf zwei Bewertungskategorien: 
Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten (Amor-
tised Cost) und zum beizulegenden Zeitwert (Fair Value).

Die Klassifizierung der Finanzinstrumente erfolgt zukünf-
tig auf Basis zweier Prüfschritte. Im ersten Schritt wird 
das Geschäftsmodell je abgegrenztem Portfolio auf die 
Absicht der Vereinnahmung von Zins und Tilgung aus 
dem Finanzinstrument geprüft, was zu einer engeren 
Verzahnung mit der betriebswirtschaftlichen Intention 
bei Erwerb führen soll. Hiernach sind zunächst alle Fi-
nanzinstrumente dieses Geschäftsmodells der Bewer-
tungskategorie „fortgeführte Anschaffungskosten“ zu-
zuordnen. Gewinnerzielungsabsichten durch häufiges 
Umschichten führen in der Regel zu einer Fair-Value-Bi-
lanzierung. Im zweiten Schritt ist jedes Finanzinstrument 
des Geschäftsmodells auf Bestandteile im vertraglichen 
Zahlungsstrom auf Grund von eingebetteten Derivaten, 
Covenants und ähnlichen Vertragsabreden zu untersu-
chen, die nicht Zinsen oder Bonität widerspiegeln. Wird 
ein solcher Bestandteil identifiziert, erfolgt die Bewer-
tung des gesamten Finanzinstruments zum Fair Value. 
Dieser sog. Einzelinstrumentenansatz führt zum Wegfall 
der Trennungspflicht für eingebettete Derivate.

Strukturierte Produkte werden auf Grund ihrer Hebelwir-
kung tendenziell zum Fair Value bilanziert. Für alle Finan-

zinstrumente mit sogenannten Wasserfallstrukturen (i.W. 
Verbriefungen) gilt das Durchschauprinzip, nach dem 
die der Tranche zugrunde liegenden Vermögenswerte zu 
beurteilen sind. Sind diese nicht identifizierbar, ist zum 
Fair Value zu bilanzieren. Ebenso sind Eigenkapitalinstru-
mente zum Fair Value zu bewerten; die vormaligen Vor-
schriften zur Anschaffungskostenbilanzierung für nicht-
notierte Anteile entfallen. Das zusätzliche Wahlrecht, 
entgegen der Klassifizierung ein Instrument zum Fair 
Value zu bilanzieren, wird nunmehr allein von dem nach-
zuweisenden Vorliegen einer Bewertungsasymmetrie zu 
einer risikomäßig ausgleichenden Finanzschuld abhängig 
gemacht. Insgesamt besteht ein Ausweiswahlrecht der 
Fair-Value-Änderungen in der GuV oder im Eigenkapital.

Am 5. November 2009 wurde der Entwurf für die Phase 
2 „Fortgeführte Anschaffungskosten und Wertberichti-
gungen“ veröffentlicht. Der Entwurf führt ein integrier-
tes Modell der Ermittlung der fortgeführten Anschaf-
fungskosten und Risikovorsorgebildung ein und basiert 
auf folgender Vorgehensweise:

•	 Berücksichtigung	der	erwarteten	Kreditausfälle	in	der	
Cashflow-Schätzung zum Anschaffungszeitpunkt über 
den prognostizierten Nettozinsertrag

•	 Effektivzinsermittlung	auf	Basis	der	erwarteten	risiko-
adjustierten Cashflows, d.h. Ansatz des Nettozinser-
trags als erwarteter Kupon

•	 Risikovorsorgebildung	über	die	Laufzeit	aus	der	Diffe-
renz von Brutto- und Nettoeffektivzins

•	 Anpassung	der	Risikovorsorgebildung	während	der	
Laufzeit	an	geänderte	Ausfallrisiken

Die Veröffentlichung des Entwurfs zur Bilanzierung von 
Sicherungsbeziehungen ist seitens des IASB für das 3. 
Quartal 2010 vorgesehen. Bis dahin bleibt abzuwarten, 
welche Regelungen zur avisierten Vereinfachung vorge-
schlagen werden.

Ab dem 1. Januar 2013 ist die Anwendung des IFRS 9 
(Phase 1) verbindlich. Die EU-Kommission wird erst nach 
den Phasen 2 und 3 eine Entscheidung über das Errei-
chen der politischen Zielsetzung einer angemessenen  
Fair-Value-Bilanzierung sowie der Finanzmarktstabili-
tät treffen. Da erst Mitte 2011 mit einem umfassenden 
neuen Standard gerechnet wird, ist fraglich, ob vor dem 
Hintergrund der notwendigen Zustimmungsprozesse, 
einer angemessenen Einführungszeit und der Notwen-
digkeit von Vergleichszahlen der IFRS 9 wie vorgesehen 
in der EU in Kraft treten wird.

Peter Lellmann
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Beitrag aus CGF 4/2010

Ein Blick auf IFRS: Umsatzrealisierung nach 
IFRS – ein neues Konzept nicht frei von Kritik

Seit Jahren stehen die Regelungen des IAS 18 zur Erlös­
realisierung in der Kritik: Der Standard beinhaltet ledig­
lich Grundsätze zur Erfassung von Erlösen und klammert 
dabei die bilanzielle Behandlung komplexer Sachver­
halte vollständig aus. Bislang wurde daher häufig auf die 
Regelungen der US-GAAP zurückgegriffen, die hierzu 
deutlich detailliertere Vorschriften bieten. Im Juni 2010 
haben das IASB und das US-amerikanische FASB als Er­
gebnis ihres gemeinschaftlichen Konvergenzprojekts zur 
Erlösrealisierung den seit Langem erwarteten Entwurf 
eines Standards zur Erlösrealisierung veröffentlicht. Ziel 
des neuen Standards, der sowohl die Regelungen zur Er­
lösrealisierung in den IFRS als auch in den US-GAAP er­
setzen wird, ist die grundlegende Überarbeitung und 
Zusammenfassung der bisherigen Vorschriften in einem 
neuen Standard.

Im Fokus steht die Erlöserfassung aus Verträgen mit 
Kunden. Von der vorgeschlagenen Neuregelung aus­
genommen sind hingegen Leasing- und Versicherungs­
verträge, Finanzinstrumente im Anwendungsbereich 
von IAS 39/IFRS 9 sowie bestimmte, genau spezifizierte 
Tauschgeschäfte. Als Grundsatz gilt, dass der Umsatz zu 
realisieren ist, sobald eine vertraglich vereinbarte Leis­
tungsverpflichtung erbracht wurde und der Kunde die 
„Kontrolle“ über die vereinbarten Produkte oder Dienst­
leistungen erlangt hat. Die Höhe des Umsatzes ent­
spricht dabei in einfachen Fällen dem Kaufpreis. In vielen 
Fällen wird er jedoch zukünftig auf Basis wahrscheinlich­
keitsgewichteter Erwartungswerte zu schätzen sein. Dies 
erscheint auf den ersten Blick keine wesentliche Neu­
erung zu sein. Die komplizierten Änderungen stecken 
jedoch im Detail. Das vorgeschlagene Modell sieht fünf 
Schritte vor, die auf dem Weg zur Erlösrealisierung zu 
befolgen sind.

Schritt 1
Zunächst ist ein Vertrag zu bestimmen, der dem Umsatz­
vorgang zugrunde liegt. Dabei kann es erforderlich sein, 
einen Vertrag aufzuteilen – bspw. weil die Preisbildung 
der enthaltenen Leistungsverpflichtungen unabhängig 
voneinander vorgenommen wurde – oder aber mehrere 
Verträge zu einem Vertrag zusammenzufassen.

Schritt 2
Weiterhin sind die im Vertrag enthaltenen einzelnen 
Leistungsverpflichtungen (Waren, Dienstleistungen) zu 
identifizieren. Dies ist im Fall eines einfachen Kaufver­
trags – bspw. beim Verkauf eines Buchs gegen Barzah­
lung – unkritisch, da nur eine Leistungsverpflichtung 
vorliegt. Umfasst der Vertrag jedoch mehrere Leistun­
gen, wie bspw. den Verkauf eines Laptops inklusive Soft­
ware, die Wartung der Hardware sowie eine verlängerte 

Gewährleistungsfrist, müssen die einzelnen Leistungs­
verpflichtungen bestimmt und gesondert betrachtet 
werden. Die Schwierigkeit besteht darin zu erkennen, 
was eine separat zu erfassende Leistungsverpflichtung 
darstellt.

Schritt 3
Anschließend ist der Transaktionspreis für den gesamten 
Vertrag zu ermitteln. Dieser wird in einfachen Fällen –  
z.B. wiederum beim Barverkauf eines Buchs – mit dem 
Kaufpreis übereinstimmen. Bei komplexeren Transaktio­
nen wird die Ermittlung des Transaktionspreises jedoch 
aufwendiger sein, da u.a. der Zeitwert der zu erwarten­
den Zahlungen, variable Kaufpreisbestandteile und das 
Kreditrisiko des Kunden zu berücksichtigen sind. Die 
letzteren beiden Elemente sind auf Basis wahrschein­
lichkeitsgewichteter zukünftiger Zahlungsströme zu be­
rücksichtigen. Hierfür sind Schätzungen erforderlich. 
Diese Vorgehensweise stellt eine grundlegende Abkehr 
von der derzeit gültigen Bilanzierungspraxis dar. So wird 
bspw. das Kreditrisiko des Kunden bislang in Form von 
Wertberichtigungen auf Forderungen widergespiegelt 
und nicht als Umsatzminderung erfasst.

Schritt 4
Im nächsten Schritt ist der Transaktionspreis auf die im 
Schritt 3 identifizierten einzelnen Leistungsverpflichtun­
gen des Vertrags aufzuteilen. Dies soll mittels einer Ver­
hältnisrechnung auf Basis der Einzelveräußerungspreise 
der Leistungsverpflichtungen geschehen. Ist dieser Preis 
nicht direkt ermittelbar, sind Schätzungen erforderlich. 
Hier können bspw. erwartete Kosten zzgl. einer Gewinn­
marge herangezogen werden. Diese Vorgehensweise 
kann im Vergleich zur derzeit gültigen Bilanzierung im 
Ergebnis zu einer veränderten Erfassung und Verteilung 
der Umsatzerlöse führen.

Schritt 5
Abschließend darf der Umsatz für eine Leistungsver­
pflichtung erst dann erfasst werden, wenn die „Kon­
trolle“ an der einzelnen Leistungsverpflichtung auf den 
Kunden übergegangen ist. Dies bedeutet die Abkehr 
vom bisher in IAS 18 verwendeten Modell des Über­
gangs von Chancen und Risiken. „Kontrolle“ gilt nach 
den Vorschlägen dann als erlangt, wenn der Kunde die 
Möglichkeit hat, den Nutzen aus dem Gelieferten zu 
ziehen und seinen weiteren Gebrauch zu bestimmen. 
Dabei kann die „Kontrolle“ zu einem bestimmten Zeit­
punkt oder auch kontinuierlich über einen Zeitraum 
hinweg übergehen. Im letzteren Fall ist eine Methode 
zu bestimmen, die den Kontrollübergang am treffends­
ten abbildet (z.B. output-, input- oder zeitbezogene Me­
thoden).
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Die Verknüpfung der Umsatzrealisierung mit dem Über­
gang der „Kontrolle“ ist nicht unproblematisch. Der 
Standardentwurf nennt zwar Indikatoren, die auf einen 
Übergang der „Kontrolle“ auf den Kunden hindeuten, 
bspw. Übertragung des rechtlichen Eigentums, physi­
sche Inbesitznahme oder unbedingte Zahlungsverpflich­
tung, diese sind jedoch nicht eindeutig definiert. Insge­
samt hinterlassen die derzeitigen Ausführungen noch 
deutliche Unsicherheiten über die Bestimmung und 
Auslegung des Kontrollbegriffs und damit ein zentra­
les Element der neuen Regelungen. Diese Problematik 
wird insbesondere am Fall der langfristigen Auftrags­
fertigung deutlich. Eine sukzessive Erfassung der Auf­
tragserlöse nach dem Leistungsfortschritt wie bislang 
nach IAS 11 ist im Entwurf nicht vorgesehen. Hier stellt 
sich die Frage, wie Unternehmen, die bislang Auftrags­
erlöse nach dem Leistungsfortschritt erfasst haben, zu­
künftig bilanzieren werden. Der Entwurf sieht vor, dass 
bei einem kontinuierlichen Übergang der „Kontrolle“ auf 
den Kunden die Umsatzerlöse auf Basis eines adäqua­
ten Verteilungsmodells, bspw. im Verhältnis der ange­
fallenen Kosten zu den Gesamtkosten, erfasst werden 
können. Diese Regelung soll nach Auffassung des IASB 
eine Möglichkeit darstellen, regelmäßig Umsatzerlöse 
aus langfristiger Auftragsfertigung zu erfassen.

Unklar ist jedoch, wie ein kontinuierlicher Übergang der 
„Kontrolle“ in der Praxis erreicht wird und belegbar ist. 
Im Fall des Baus eines Kraftwerks würde dies im Ext­
remfall erfordern, dass jeder verbaute Stein in die „Kon­
trolle“ des Kunden übergehen müsste. Aufgrund des 
unklaren Kontrollbegriffs kann noch nicht abschließend 
beurteilt werden, wie hiermit in der Praxis umzugehen 
sein wird. Für Unternehmen mit langfristiger Auftragsfer­
tigung bietet sich nur die Möglichkeit, bereits im Vertrag 

Teilabschnitte als einzelne Leistungsverpflichtung aus­
zugestalten, sodass nach Abnahme des Abschnitts der 
Umsatz erfasst werden kann. Dem stehen in der Regel 
wirtschaftliche Erwägungen des Kunden entgegen, der 
kein Interesse am Kontrollübergang unfertiger Baube­
standteile und an dem damit verbundenen Risiko hat.

Das vorgeschlagene Modell kann in Abhängigkeit vom 
Geschäftsmodell eines Unternehmens sehr komplex in 
der Anwendung sein und zu einer Verschiebung des 
Zeitpunkts und der Höhe der Umsatzrealisierung führen. 
Der Standardentwurf erfordert in stärkerem Maße als 
bisher eine Analyse der Verträge und der einzelnen Leis­
tungsverpflichtungen sowie Schätzungen bei der Be­
wertung der Umsatzerlöse. Daneben bergen Einzelre­
gelungen, bspw. zur Behandlung von Garantien, von 
(exklusiven) Lizenzen oder zur Ermittlung von Drohver­
lustrückstellungen weiteren Zündstoff. Die knapp 1.000 
Stellungnahmen aus den unterschiedlichsten Branchen, 
die den Standardsettern zugegangen sind, sprechen eine 
eindeutige Sprache: Die Vorschläge der Standardsetter 
werden sehr kritisch gesehen. So bleibt die weitere Ent­
wicklung des Standards abzuwarten. Aufgrund seiner 
Bedeutung sowie seiner Auswirkungen auf die Höhe 
und den Zeitpunkt der Umsatzrealisierung empfiehlt 
sich gleichwohl eine laufende Beobachtung der weite­
ren Schritte im Standardsetzungsprozess. Der Aufsichts­
rat sollte rechtzeitig mit dem Vorstand erörtern, ob dieses 
strategische IFRS-Thema Auswirkungen auf das eigene Un­
ternehmen hat. Soweit notwendig, sollten EDV-Systeman­
passungen oder potenzielle Korrekturmaßnahmen – bspw. 
bei der Vertragsgestaltung im Anlagenbau – eingeleitet 
werden, um unerwünschte Auswirkungen für die Bilanzie­
rung zu vermeiden.
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